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MESODKONOMIE

Mesoökonomische Theorie der Strul<turpolitil< 
als Teil der Neuen Politischen Ökonomie
Hans-Rudolf Peters, Oldenburg

Lange Zeit war es üblicli, die Voll<swirtschaftslehre lediglich in Mikro- und Mal<roöl(onomie einzuteilen und 
den aggregatsmäßig dazwischen liegenden Bereich auszusparen oder dessen Phänomene einfach und 
manchmal ziemlich wilil<ürlioh den erstgenannten Sektoren zuzuschlagen. Dabei bleiben jedoch wesentli­
che gruppenwirtschaftliche Sachverhalte und nahezu die gesamte Realität der heutigen Gruppengesell­
schaft samt den davon ausgehenden Strukturveränderungen unberücksichtigt. Von Prof. Peters stammt 
daher die Idee, die Mikro- und Makroökonomie um eine Mesoökonomie zu ergänzen. Er skizziert im folgen­
den die Ansatzpunkte einer mesoökonomischen Theorie.

Die traditionelle Voikswirtschaftslefire bewegt sich 
auf weiten Strecken in einem ökonomischen und 

gesellschaftlichen Wunderland, in dem es weder Inter­
essengruppen noch gruppenbeeinflußte Partikularpoli­
tiken gibt. Die Markt- und Preistheorie als Kernstück der 
Mikroökonomie scheint zwar vereinzelt mit gruppen­
wirtschaftlichen Elementen -  z. B. beim Kollektivmono­
pol -  zu hantieren, tut es tatsächlich aber nicht. Bei der 
üblichen Gleichgewichtsanalyse ist es völlig gleichgül­
tig, ob die Ableitung des Cournotschen Punktes am Mo­
dell eines Einzel- oder Kollektivmonopols erfolgt. Da 
das Monopol als gegebene Größe angenommen und 
nicht etwa die interne und externe Problematik eines 
Kollektivmonopols oder Kartells analysiert wird, ist das 
abgeleitete Preis-Mengen-Resultat -  unabhängig von 
der gewählten Bezeichnung des Modells als Einzel­
oder Kollektivmonopol -  immer das gleiche. In der Mi­
kroökonomie werden de facto kaum gruppenwirtschaft­
liche Elemente problematisiert.

Das gleiche gilt für die Konjunkturtheorie und -politik 
als Herzstück der Makroökonomie. Auch hier wird 
durchweg von den gruppenwirtschaftlichen Beeinflus-

Prof. Dr. Hans-Rudolf Peters, 49, ist Ordinarius 
für Volkswirtschaftslehre (Wirtschaftspolitik) an 
der Universität Oldenburg. Zu seinen For­
schungsschwerpunkten gehören vor allem die 
Mesoökonomie und Strukturpolitik, die Theorie 
der Wirtschaftssysteme und die Wirtschaftsord­
nungspolitik sowie die Politische Ökonomie.
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sungsfaktoren abstrahiert. Entsprechend unrealistisch 
geraten sind denn auch die meisten konjunkturpoliti­
schen Rezepturen, die mit keinerlei gruppenmäßigen 
Querschlägen und Komplikationen rechnen. Dabei 
müßte schon das Gezeter und Wehgeschrei, das zu­
mindest bei jeder konjunkturpolitischen Bremsmaßnah­
me von den Interessenorganisationen der Arbeitgeber 
und von den Gewerkschaften angestimmt wird, dar­
auf aufmerksam machen, daß die Konjunkturpolitik des 
Staates die Gruppenreaktionen und Verhinderungstak­
tiken einkalkulieren muß.

Faktor Gruppenmacht

Auch die mittlerweile entwickelten strukturpolitischen 
Konzeptionen beachten vielfach nicht oder nur ungenü­
gend den Faktor Gruppenmacht, obwohl doch gerade 
die strukturpolitische Praxis durch mannigfache Grup­
penpressionen und Gruppenbegünstigungen geprägt 
wird. Werden jedoch in den wirtschaftstheoretischen 
Modellen und wirtschaftspolitischen Rezepturen die 
wesentlichen mesoökonomischen Sachverhalte -  
nämlich die Probleme, Forderungen und Reaktionen 
von Gruppen, Branchen und Regionen -  außer acht 
gelassen, so wird den Mixturen die faktische Heilkraft 
für die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Gebre­
chen versagt bleiben.

Dieses hat den Verfasser bereits vor einem Jahr­
zehnt bewogen, für den ,,mesoökonomischen Bereich“ 
ein spezifisches strukturpolitisches Instrumentarium zu 
fordernd Die Entwicklung einer eigenständigen Struk­
turpolitik neben der Ordnungs- und Konjunkturpolitik
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MESODKONOMIE

macht es zudem notwendig, strul<turtheoretische Ana- 
iysewerl<zeuge zu schaffen und sich der Aufgaben ei­
ner ökonomischen Strul<turtheorie bewußt zu werden^. 
Auch verlangt die klassifil<atorische Wirtschaftstheorie 
zur Einordnung der Strukturtheorie und Strukturpolitik 
in die Systematik der Volkswirtschaftslehre eine neue 
Gliederungsrubrik. Strukturtheorie und Strukturpolitik 
setzen weder bei den Einzelwirtschaften noch bei der 
Gesamtwirtschaft an und können deshalb sinnvoller­
weise weder zur Mikro- noch zur Makroökonomie ge­
rechnetwerden. Strukturtheoretische und strukturpoliti­
sche Hauptansatzpunkte sind eben die Wirtschafts­
zweige, Gruppen und Regionen, also durchweg grö­
ßenmäßig mittlere Aggregate zwischen Einzel- und Ge­
samtwirtschaft. Es empfiehlt sich, aus systemtheoreti­
schen und analytischen Gründen für diesen Bereich der 
Volkswirtschaftslehre eine arteigene Theorie zu schaf­
fen, mit deren Analysewerkzeugen insbesondere die 
sektoralen und regionalen Elemente der wirtschafts­
strukturellen Entwicklung und die gruppenmäßigen 
Aspekte der Gesellschaft erfaßt werden können.

Dreiteilung

Der Verfasser hat für diesen Theoriebereich den Be­
griff ,,Mesoökonomie“ zur Abgrenzung von der Mikro- 
und Makroökonomie geprägt (in Anlehnung an die Be­
griffsreihe mikro =  klein, meso =  mittel, makro =  groß). 
Inzwischen hat diese Dreiteilung auch Eingang in die 
klassifikatorische Theorie gefunden. So weist Tucht­
feldt bei der Gliederung der Wirtschaftspolitik als wis­
senschaftliche Disziplin im HdWW darauf hin, daß ,,sich 
eine Dreiteilung in Mikro-, Meso- und Makropolitik als 
zweckmäßig erwiesen (hat), um die immer mehr an Be­
deutung gewinnende Wirtschaftspolitik der ,mittleren 
Reichweite', die sich auf einzelne Branchen, Regionen 
und Personengruppen erstreckt, besser einordnen zu 
können“®.

Der Aufbau einer Mesoökonomie muß nicht beim 
Stande Null anfangen. Einzelne verstreute Bausteine -

' Vgl. Hans-Rudolf P e t e r s :  Grundzüge sektoraler W irtschaftspoli­
tik, 1. Aufl., Freiburg/Brsg. 1971, S. 217; d e r s e l b e :  Ordnungs­
theoretische Ansätze zurTypis ierung unvollkommener W irtschaftsord­
nungen, in: Hamburger Jahrbuch für W irtschafts- und Gesellschaftspo­
litik, 18. Jg. (1973), S. 63 ff.

 ̂ Vgl. Hans-Rudolf P e t e r s :  Funktionen der Mesoökonomik, in: 
Jahrbuch für Sozialwissenschaft, Bd. 28/1977; d e r s e l b e :  Sekto­
rale Strukturpolitik und Mesoökonomik, in: W irtschaftsw issenschaftli­
ches Studium (WiSt), Heft 6/1978.

 ̂ Egon T u c h t f e I d t : W irtschaftspolitik, in: Handwörterbuch der 
W irtschaftswissenschaft (HdWW), S tuttgart/Tübingen/Göttingen 1980, 
s. 193.

'• Ein Fundament für die Mesoökonomie, auf dem weitergebaut werden 
kann, hat der Verfasser gelegt. Vgl. Hans-Rudolf P e t e r s :  G rundla­
gen der Mesoökonomie und Strukturpolitik, UTB 1087, Bern/Stuttgart
1981.

wie sie in Ansätzen zur ökonomischen Strukturtheorie, 
Gruppen- und Verbändetheorie sowie in der ökonom i­
schen Theorie der Demokratie bzw. des Parteienwett­
bewerbs vorliegen -  müssen nur aufgegriffen, ergänzt 
und mit der Formung weiterer Bausteine zu einem me­
soökonomischen Theoriegebäude zusammengefügt 
werden'^. (Vgl. auch den Kasten zur Systematik der 
Volkswirtschaftslehre.)

Erweiterung um politische Variable

Mesoökonomische Erklärungsansätze erfolgen 
meist im Rahmen der Neuen Politischen Ökonomie und 
dienen insbesondere der Analyse der sektoralen und 
regionalen Strukturpolitik. Während die reine Ökono­
mie ihren Modellen nur ökonomische Faktoren und Va­
riable zugrunde legt, zieht die Politische Ökonomie 
auch die Wechselbeziehungen zwischen Wirtschafts­
geschehen und Politik in ihre Untersuchungen ein. Die 
Erweiterung des Untersuchungsfeldes um politische 
und gesellschaftliche Variable, wie typische Reaktio­
nen politisch-staatlicher Entscheidungsträger, Beein­
flussungstaktiken von Interessengruppen oder das 
Wählerverhalten, komplizieren naturgemäß die Analy­
sen und erschweren in der Regel eine Quantifizierung 
der Analyseergebnisse. Demgegenüber kann auf der 
Habenseite der Analysen der Politischen Ökonomie ein 
Gewinn an Realitätsnähe stehen, der durch den even­
tuellen Verlust an formaler oder mathematischer Be­
stimmtheit der Modellprämissen kaum geschmälert 
wird. Gelingt es z. B., typische Reaktionen der struktur­
politischen Entscheidungsträger auf tatsächliche oder 
von Interessenverbänden vorgetäuschte Branchenpro­
bleme herauszufiltern, so trägt dieses zur Erklärung be­
stimmter Phänomene der Wirtschafts- und Strukturpoli­
tik bei. Eine solche Verhaltenstypologie büßt ihren Wert 
auch keineswegs dadurch ein, daß man eventuell die 
voraussichtliche Höhe der Subventionen oder den Grad 
von sektoralen Wettbewerbsbeschränkungen nicht ex­
akt vorausbestimmen kann.

Bedeutung malcroökonomischer 
Handlungsparameter

In der empirischen Forschung der Neuen Politischen 
Ökonomie dominieren bisher politisch-ökonomische 
Modelle mit vonwiegend makroökonomischen Varia­
blen. Es wird z. B. zu testen versucht, ob und inwieweit 
ökonomische Makrogrößen -  wie die Arbeitslosenquo­
te, die Inflationsrate und das Wirtschaftswachstum -  
die Popularität und die Wahlchancen einer demokrati­
schen Regierung beeinflussen. Der Verfasser hat 
schon früh Zweifel angemeldet, ob hier die wirklich rele­
vanten ökonomischen Einflußvariablen auf das Wähler­
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verhalten zugrunde gelegt werden. Sieht nnan einmal 
von Extremfällen der Vergangenheit -  wie der Welt­
wirtschaftskrise Anfang der 30er Jahre -  ab, so schei­
nen für das Wählerverhalten weniger die allgemeine 
Konjunkturlage zur Wahlzeit oder auch vorher als viel­
mehr die in den unmittelbaren Arbeits- und Lebensver­
hältnissen von Bevölkerungsschichten und Berufs­
gruppen eingetretenen strukturellen Änderungen be­
deutsam. Alle Berufsgruppen reagieren auf belastende 
Strukturänderungen in ihrem unmittelbaren Tätigkeits­
bereich meist heftig. Dagegen sind nicht wenige Be­
rufsgruppen, z. B. die große Gruppe der Bediensteten 
im öffentlichen Dienst, von der allgemeinen Konjunktur­
lage höchstens mittelbar, und zwar meist nur über Ver­
änderungen des Preisniveaus, betroffen.

Erfahrungsgemäß ist kaum eine Regierung in der La­
ge, die Binnenkonjunktur, die von vielen einheimischen

und weltwirtschaftlichen Faktoren abhängt, wahlzeitge­
recht zu steuern. Deshalb bleiben auch Rezepturen für 
eine stimmenmaximierende Politik, die darauf hinaus­
laufen, etwa zwei Jahre vor der Wahl eine leichte Re­
zession bewußt anzustreben oder zuzulassen und im 
Wahljahr mit einer wirtschaftspolitisch ausgelösten 
glänzenden Konjunkturlage die Wahlen zu gewinnen, 
nur theoretische Gedankenspiele. Viel eher als die all­
gemeine Konjunkturlage wahlzeitgerecht zu steuern, ist 
die Regierung in der Lage, Strukturhilfen in Form von 
Subventionen, Steuervergünstigungen oder Wettbe­
werbsbeschränkungen zugunsten bestimmter Wirt­
schaftszweige oder Gruppen zu planen und einzufüh­
ren. Die oft praktizierte Politik gezielter Wahigeschen- 
ke, die auf die verschiedenen Gruppen der Gesellschaft 
ausgerichtet wird, zeigt die überragende Bedeutung 
mesoökonomischer Handlungsparameter. Da die 
Downssche ökonomische Theorie der Demokratie im

Systematik der Volkswirtschaftslehre

Ansatz­
punkte

System ­
bereiche

Wirtschaftstheorie

Sachbereiche System ­
bereiche

W irtschaftspolitik

Sachbereiche

Haushalte

Unterneh­
mungen

Märkte

Mikro­
ökonomie

Nachfragetheorie
-  Bedürfnis- und Nutzentheorie
-  EinkommensvenA/endungs- und Konsum­

theorie des Haushalts
Angebotstheorie
-  Kostentheorie
-  Produktionstheorie 
Markt- und Preistheorie 
W ettbewerbstheorie 
Personelle Verteilungstheorie

Mikro­
politik

Unternehmensordnungspolitik
-  Unternehmensverfassungspolitik
-  Betriebliche M itbestimmungspolitik 
Unternehmensablaufpolitik
-  Zentrale Investitions- und Produktions­

planung
-  Punktuelle Eingriffe 
W ettbewerbspolitik 
Verbraucherpolitik 
Personelle Verteilungspolitik
-  E inkommenspolitik
-  Vermögenspolitik

Branchen

Regionen

Gruppen

Meso­
ökonomie

ökonom ische Strukturtheorie
-  Theorie des Strukturwandels
-  Sektorale Strukturordnungstheorie
-  Sektorale und regionale Strukturent­

w icklungstheorie
-  Infrastrukturtheorie
-  Umweltökonomie und Umweltschutztheorie 
Gruppen- und Verbändetheorie
-  Theorie des kollektiven Handelns
-  Gruppenmachttheorie
-  Gruppenbezogene Verteilungstheorie 
ökonom ische Theorie der Demokratie bzw. 
des Parteienwettbewerbs 
M esoökonomische Theorie der Struktur­
politik

Meso­
politik

Sektorale Strukturpolitik
-  Sektorale Ordnungspolitik {Gewerbe-, 

Branchen- und Berufsordnungspolitik)
-  Sektorale Strukturplanung (indikativ oder 

imperativ)
-  Sektorenentw icklungspolitik (Agrar-, 

Verkehrs-, Industrie-, Energie-Struktur­
politik)

-  Betriebsgrößenorientierte Strukturpolitik 
(M ittelstandspolitik)

-  Forschungs- und Technologiepolitik
-  Sektorale Rohstoffversorgungspolitik
Regionale Strukturpolitik
-  Raumordnungspolitik
-  Regionale Strukturplanung
-  Industrieansiedlungspolitik
-  Entballungspolitik
-  Infrastrukturpolitik
-  Regionale Rohstoffgewinnungspolitik
-  Umweltschutzpolitik

Volkswirtschaft­
liche Kreis­
laufgrößen

Gesamtwirt­
schaft

Makro­
ökonomie

Theorie des W irtschaftskreislaufs und der 
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
Konjunktur- und Beschäftigungstheorie 
Volkswirtschaftliche W achstums- und Ent­
w icklungstheorie 
Geld- und W ährungstheorie 
Außenhandels- und Zahlungsbilanztheorie 
Funktionelle Verteilungstheorie

Makro­
politik

Konjunktur- und Beschäftigungspolitik 
-  Geld- und Kreditpolitik 
Antizyklische Fiskalpolitik 
Außenhandels- und Zahlungsbilanzpolitik 
Volkswirtschaftliche W achstum s- und Ent­
w icklungspolitik
Globale indikative W irtschaftsplanung 
Imperative Volksw irtschaftsplanung
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Mikrobereich verbleibt und sich die bisherigen empiri­
schen Forschungen der Neuen Politischen Ökonomie 
auf IVIodelle mit makroökonomischen Variablen kon­
zentrieren, ist der gruppenmäßig strukturierte Mesobe­
reich stark vernachlässigt worden. Dieses hat den Ver­
fasser bewogen, für die Entwicklung politisch-ökonomi­
scher Modelle mit vorwiegend mesoökonomischen Va­
riablen zu plädieren und ein solches Grundmodell 
selbst zu entwickeln.

Politisch-ökonomisches Grundmodell

Im folgenden Grundriß des politisch-ökonomischen 
Meso-Grundmodells fungieren die strukturpolitischen 
Entscheidungsträger in einer parlamentarischen De­
mokratie als politische Unternehmer, die eine Maximie­
rung ihrer Wählerstimmen und/oder des institutioneilen 
und personellen Nutzens anstreben. Die strukturpoliti­
schen Instanzen sind potentielle Anbieter von Struktur­
hilfen, die von Interessengruppen nachgefragt werden.

D e r,,Markt für Strukturhilfen“ weist folgende Modell­
prämissen auf:

Angebotsseite:

□  Die strukturpolitischen Instanzen (Parlamente, Re­
gierungen, Ministerien) sind prinzipiell in der Lage, 
Strukturhilfen anzubieten.

□  Die strukturpolitischen Entscheidungsträger (Parla­
mentarier, Parteifunktionäre, Minister, Ministerialbe- 
amte) sind grundsätzlich bereit, Strukturhilfen gegen 
von ihnen als angemessen empfundene Gegenleistun­
gen oder Folgewirkungen abzugeben.

□  Sie streben als Politiker oder leitende Beamte Stim­
menmaximierung und/oder persönliche Bedeutungs­
maximierung an.

Nachfrageseite:

□  Die Strukturhilfen anstrebenden Gruppen (Produ­
zentenverbände, Branchengewerkschaften, Berufs­
gruppen) verfügen über Gegenleistungen (z. B. Wahl­
beeinflussung, Fachberatung), die von den strukturpoli­
tischen Entscheidungsträgern als adäquat angesehen 
werden.

□  Die Interessengruppen und Verbände sind fähig, 
auch heterogene Interessen ihrer Mitglieder zu einer 
homogenen Nachfrage nach dem Kollektivgut,,Struk­
turhilfe“ zusammenzufassen.

□  Die Verbände streben eine Maximierung der politi­
schen Verzinsung des ,,Verbandskapitals“ an, d. h. ei­
ne möglichst große positive Differenz zwischen aufge­
wendeten Kosten für die Verbandsorganisation (Input) 
und den erlangten und quantifizierten Vorteilen (Out­

put) strukturpolitischer Regelungen zugunsten der Ver­
bandsmitglieder.

Es kann angenommen werden, daß auf dem ,,Markt 
für Strukturhilfen“ immer ein Angebot latent vorhanden 
ist. Zum einen sind erfahrungsgemäß die strukturpoliti­
schen Instanzen grundsätzlich stets -  selbst bei gele­
gentlichen ordnungs- oder verteilungspolitischen Be­
denken -  bereit, gegen eine als adäquat empfundene 
und.ihren Interessen dienende Gegenleistung eine 
Strukturhilfe aus ihrem Arsenal zu tauschen. Zum an­
deren gibt es Formen von Strukturhilfen, die der Staat 
fast jederzeit relativ leicht produzieren, anbieten und 
gewähren kann. Zu diesen Strukturhilfen gehören vor 
allem sektorale Wettbewerbsbeschränkungen zugun­
sten bestimmter Wirtschaftszweige und Berufsgrup­
pen. Im Gegensatz zu den Strukturhilfen in Form von 
Branchensubventionen und Steuervergünstigungen, 
deren Angebot infolge knapper staatlicher Finanzen 
und des Zwanges zum Budgetausgleich begrenzt ist, 
können Wettbewerbsbeschränkungen quasi ohne 
,,Produktionskosten“ (wenngleich meist nur unter ge­
sellschaftlichen Wohifahrtseinbußen) fast beliebig 
staatlicherseits offeriert werden. Da erfahrungsgemäß 
die flexible marktwirtschaftlich orientierte Gesamtord­
nung ein relativ hohes Maß an Wettbewerbsbeschrän­
kungen auf Teilgebieten verkraften kann, sind die struk­
turpolitischen Instanzen mit derartig ordnungsinkonfor­
men Maßnahmen schnell bei der Hand. Viele wettbe­
werbsreduzierende Bestimmungen -  oft in Branchen­
gesetzen und Rechtsverordnungen verborgen -  zeu­
gen davon, daß selbst dann, wenn ordnungspolitisch 
weniger einschneidende Mittel zur Verfügung standen, 
dennoch den wettbewerbsbeschränkenden Maßnah­
men der Vorzug gegeben worden ist.

Gegenleistungen von Verbänden und Gruppen

Viele Verbände streben ständig nach Strukturhilfen. 
Der Erfolg oder Mißerfolg eines Verbandes im externen 
Funktionsbereich wird nämlich meist daran gemessen, 
ob und gegebenenfalls inwieweit die Verbandstätigkeit 
den Verbandsmitgliedern einen Überschuß über das 
marktmäßig erzielbare Einkommen gebracht hat. Stellt 
man die aufgewendeten Kosten für die Verbandsorga­
nisation und deren Tätigkeit im externen Aufgabenbe­
reich (Input) den erlangten und quantifizierten Vorteilen 
(Output) gegenüber, so erhält man bei einem Über­
schuß des Outputs eine gleichsam politische Verzin­
sung des eingesetzten Verbandskapitals. Die politische 
Verzinsung schlägt sich nieder in Erträgen und Preisen, 
die infolge von erlangten Subventionen oder verteidig­
ten Anbieterschutzordnungen höher als ohne diese er­
strittenen staatlichen ,,Strukturhilfen“ sind.
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Die Branclienverbände und Berufsgruppen bezalilen 
die Strul<turhilfen -  sielit man von illegalen Bestechun­
gen und Zuwendungen an die Parteikassen ab -  nicht 
in Geld oder geldwerten Leistungen. Ihre potentielle 
Gegenleistung l<ann in ihrem Einfluß gesehen werden, 
die Stimmen ihrer Mitglieder bei der nächsten Wahl den 
Regenten oder der Opposition zu erhalten oder zuzu­
führen. Sie kann aber auch darin bestehen, den Mini- 
sterialbeamten durch verbandsseitige Unterstützung 
zu Bedeutungszuwächsen und eventuell mittelbar zu 
Beförderungen verhelfen zu können. Je nach struktur­
politischer Entscheidungsebene sind für das Tausch­
objekt ,,Strukturhilfe“ andere Gegenleistungen gefragt. 
Werden strukturpolitische Entscheidungen von Ge­
wicht auf hoher politischer Ebene (Minister, Kabinett, 
Parlaments- oder Parteigremium von Rang) beschlos­
sen, so steht meist der Aspekt der Stimmenmaximie­
rung von Wählern für die Entscheidungsträger im Vor­
dergrund. Die Verbände, die eine Strukturhilfe -  häufig 
direkt vor der Wahl -  anstreben, müssen also bei den 
Politikern zumindest den Eindruck erwecken, daß sie 
einen merklichen Beitrag hinsichtlich der Wählerstim­
menzuführung oder -erhaltung leisten können. Gleich­
zeitig müssen sie glaubhaft machen, daß die von ihnen 
angestrebte Begünstigung ihrer Gruppenangehörigen 
wegen öffentlicher Unmerklichkeit keinen nennenswer­
ten Wählerverprellungseffekt bei nichtbegünstigten 
oder gar belasteten anderen Gruppen hat.

Häufig nehmen die auf Stimmenfang ausgehenden 
Regenten an, daß eine einkommenswirksame Grup­
penbegünstigung sofort bei den Begünstigten fühlbar 
und auch unmittelbar wahlmäßig honoriert wird, wäh­
rend die mit den gruppenbegünstigenden Förderungs­
maßnahmen eventuell verbundenen Belastungen in 
Form einer höheren staatlichen Verschuldungsquote 
der breiten Masse der Wähler verborgen bleiben. Zu­
dem gibt e s ,,Strukturhilfen“ in Form sektoraler Wettbe­
werbsbeschränkungen, die den öffentlichen Haushalt 
nicht direkt (eventuell aber an anderer Stelle wegen in­
duzierter neuer Subventionen) belasten. Dies erklärt 
die Vorliebe der strukturpolitischen Instanzen für sekto­
rale Wettbewerbsbeschränkungen, die oft als Anbieter­
schutzordnungen wirken, aber meist hinter wohlklin­
genderen Namen -  wie Agrarmarktordnungen, Berufs­
ordnungen, Energiewirtschaftsordnung, Güterver­
kehrsordnung -  verborgen werden.

Werden strukturpolitische Entscheidungen auf nied­
riger Entscheidungsebene von Fachbeamten, deren 
Berufskarriere meist weniger vom politischen Wahlaus­
gang berührt wird, getroffen, so steht als Entschei­
dungsmotiv vor allem die Aussicht steigender institutio­
neller und personeller Bedeutung im Mittelpunkt. Bei

vorwiegend branchenmäßiger Gliederung von Ministe­
rien neigen erfahrungsgemäß die Fachbeamten dazu, 
die Forderungen der jeweils von ihnen ,,betreuten“ 
Branchen nach Strukturhilfen möglichst zu erfüllen oder 
zumindest weitgehend zu unterstützen. Sie tun dies, 
weil sie die maßgebenden Branchenvertreter und Ver­
bände als Verbündete zur Verteidigung von Ressort­
interessen gewinnen oder nicht verlieren wollen. Ferner 
versprechen sie sich von einer Stärkung der betreuten 
Wirtschaftszweige auch einen eigenen institutioneilen 
und personellen Bedeutungszuwachs mit Verbesse­
rung ihrer Beförderungschancen. Zudem können die 
Branchen- und Berufsverbände dem Ministerialbeam- 
ten manche Gegenleistung bieten, indem sie ihn für sei­
ne Arbeit mit verbandseigenen Statistiken oder ande­
ren Unterlagen versorgen, in Fachfragen beraten und 
bei passender Gelegenheit beim Minister loben. Die be­
trächtliche Verbändeaffinität der Ministerialbürokratie in 
den Fachressorts führt dazu, daß oft relativ kleine Grup­
pen mit wenigen Mitgliedern (die jedoch bedeutungsvoll 
sein können) ihre Partialinteressen zu Lasten unorgani­
sierter großer Gruppen (insbesondere der Verbrau­
cher), die über keinen speziellen Zugang zu den Ent­
scheidungsträgern und keine potentielle Gegenleistung 
verfügen, durchsetzen können.

Scheinbare Paradoxien
Erfahrungsgemäß neigen Regierungen aller partei­

politischen Couleur dazu, schrumpfenden Wirtschafts­
zweigen mit arbeitsintensiver Produktion besonders 
umfangreiche und vielfältige Strukturhilfen zu gewäh­
ren, und zwar selbst dann, wenn diese Sektoren für die 
Regierungsparteien unmittelbar gar kein nennenswer­
tes Wählerpotential enthalten. Bei Beachtung der öko­
nomischen und politischen Interdependenzen klärt sich 
jedoch auch dieses scheinbare Paradoxon. So lag z. B. 
ein wesentliches Motiv für die massive Förderung des 
Ruhrkohlenbergbaus auch zu Zeiten von CDU/CSU- 
Regierungen, die kaum ein Wählerpotential bei den 
Ruhrkumpeis erwarten konnten, in der befürchteten 
Ausstrahlung einer anhaltenden Steinkohlenabsatzkri­
se auf andere Berufsgruppen mit beachtlichem CDU- 
Wählerpotentiai. Die durch den Strukturwandel auf denn 
Energiemarkt ausgelöste Steinkohlenabsatzkrise Ende 
der fünfziger Jahre im bevölkerungsreichen Bergbau- 
iand Nordrhein-Westfalen betraf ja nicht nur unmittelbar 
die Bergleute, sondern mittelbar über Absatzeinbußen 
auch die Einzelhändler, Gastwirte und andere Waren- 
und Dienstleistungsanbieter.

Umgekehrt hat die Aufrechterhaltung der lange Zeit 
verbraucherfeindiich und unsozial wirkenden Agrar­
marktordnungen sowie der umfangreichen anderen 
Strukturhilfen für die Landwirtschaft auch unter sozial­
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demokratisch geführten Bundesregierungen, die kaum 
ein nennenswertes Wählerpotential in der konservativ 
gesinnten Bauernschaft haben, spezifische Gründe. 
Zum einen kann kaum noch eine Bundesregierung an 
dem (ökonomisch widersinnigen) System der EG- 
Agrarmarktordnungen rütteln, ohne mit den französi­
schen Agrarinteressen in Konflikt zu geraten und even­
tuell ein Auseinanderbrechen der Europäischen Ge­
meinschaft zu riskieren. Zum anderen spekulieren die 
Parlamentarier, bestärkt von einer rührigen inner- und 
außerparlamentarischen Agrarlobby (Grüne Front), 
darauf, daß die meisten Wähler das höchst komplizierte 
System der in der politischen Handhabung verbrau­
cherfeindlich wirkenden Agrarmarktordnungen mit ih­
ren Interventionspreisen und mengenmäßig unbe­
schränkten Absatzgarantien kaum durchschauen und 
deshalb stoisch hinnehmen. Ferner scheuen sich die 
Parlamentarier, die indirekte Stützung bäuerlicher Ein­
kommen über Marktordnungen und zu Lasten der Ver­
braucher und Steuerzahler aufzugeben, weil sie dann 
als Ersatz eventuell direkte Einkommenshilfen geben 
und offen im Bundeshaushalt ausweisen müßten. Die 
Phalanx der Grünen Front, vorweg der Deutsche Bau­
ernverband, hat deshalb mit allen Mitteln die Agrar­
marktordnungen verteidigt, weil diese Tarnkappe die 
enorme Stützung der Landwirtschaft verbirgt.

Eine Erklärung dafür, warum eine aus der Arbeiterbe­
wegung hervorgegangene Partei, wie die SPD, im 
Grunde die von den Regierungen der CDU/CSU und 
CDU/FDP begonnene produzentenbegünstigende 
sektorale Strukturerhaltungspolitik weiterverfolgt, liegt 
in folgendem: Die SPD hat einen festen Stamm von 
Wählern, vonwiegend immer noch aus der Arbeiter­
schaft, erlangt aber ihre Regierungsmehrheit in der Re­
gel nur durch Koalitionen mit der FDP und zu Buche 
schlagenden Stimmen aus dem Wählerpotential der 
Mittelschichten. Von dem Medianwähler -  sei er nun 
Selbständiger oder Angestellter in gehobener Position 
-  glaubt man zu wissen, daß er einen Hang zur Bevor­
zugung stabiler ökonomischer Verhältnisse hat und 
ebenso wie die Arbeiterschaft stark sicherheitsorientiert 
ist. Deshalb wäre die tatsächliche Praktizierung einer

 ̂ Die „Grundsätze der sektoralen Strukturpolitik“ , die 1968 unter der 
Großen Koalition von CDU/SPD verkündet worden sind, gelten noch 
immer; vgl. Bundestagsdrucksactie V /2469 vom 16. 1. 1968.

'  Vgl. Hans-Rudolf P e t e r s :  Konzeption und W irklichkeit der sekto­
ralen Strukturpolitik in der Bundesrepublik Deutschland, in: B o m - 
b a c h / G a h l e n / O t t  (Hrsg.): Probleme des Strukturwandels und 
der Strukturpolitik, Tübingen 1977, S. 119 ff.

'  Vgl. Hans-Rudolf P e t e r s :  Strukturpolitische Erklärungsansätze 
inderStamokap-Theorie und Neuen Politischen Ökonomie, in: H e d t- 
k a m p (Hrsg.): Zur Marxistischen und Neuen Politischen Ökonomie, 
Schriften des Vereins für Socialpolitik, N. F., Bd. 112, Berlin 1981; ferner 
d e r s e l b e :  Politische Ökonomie des Marxismus -  Anspruch und 
Wirklichkeit, UTB 1064, Göttingen 1980.

mobilitätsorientierten Strukturanpassungspolitik, die 
angeblich angestrebt werden soll, wahlpolitisch für die 
Bundesregierung risikohaft. Es könnte nämlich leicht 
geschehen, daß der mit einer solchen Politik verbunde­
ne stärkere Zwang zur Umstellung und Strukturanpas­
sung sowohl Medianwähler als auch Arbeiter, die vom 
durchschlagenden Strukturwandel negativ betroffen 
werden, verprellt.

Strukturwandelverzögerungspolitik
Bekanntlich müssen konkurrierende Parteien bei der 

Ausprägung ihrer Politik auf offensichtliche Grundhal­
tungen der Mehrzahl der Wählerschaft Rücksicht neh­
men. Da der risikofreudige Pionierunternehmer 
Schumpeterscher Prägung und der total mobile Arbeit­
nehmer verschwindend kleine Minderheiten sind und 
das Sicherheitsmotiv und die Abneigung gegen Orts­
und Arbeitsplatzwechsel in der Masse des Wahlvolkes 
dominieren, präferieren alle im Bundestag vertretenen 
Parteien eine Struktunwandelverzögerungspolitik, die 
oft in eine Strukturerhaltungspolitik abgleitet. Allerdings 
versuchen alle Parteien, die weitgehend betriebene 
Strukturerhaltungspolitik hinter der konzeptionellen 
Fassade einer angeblich Wachstums- und mobilitäts­
orientierten Strukturanpassungspolitik -  wie sie vor al­
lem in den „Grundsätzen der sektoralen Strukturpoli­
tik“ ® niedergelegt ist und von allen Bundesregierungen 
bisher verkündet worden ist -  zu verstecken. Offen­
sichtlich klaffen jedoch strukturpolitische Konzeption 
und Wirklichkeit weit auseinander, weil sich die Instan­
zen der sektoralen Strukturpolitik bei ihrer praktizierten 
Politik vielfach nicht an das verkündete strukturpoliti­
sche Leitbild halten®.

Die vorstehende Skizzierung der Mesoökonomi­
schen Theorie der Strukturpolitik dürfte gezeigt haben, 
daß sie als Teil der Neuen Politischen Ökonomie einen 
realitätsnahen Erklärungsansatz für die praktizierte 
Strukturpolitik und auch operationale Entscheidungs­
hilfen für strukturpolitische Reformansätze zu liefern 
vermag. Deutlich wird dies besonders bei einem Ver­
gleich mit anderen strukturpolitischen Erklärungsansät­
zen, die vielfach immer noch von einer generellen All- 
gemeinwohlbezogenheit des strukturpolitischen Ent­
scheidungsprozesses ausgehen und wegen dieser un­
realistischen Prämisse die tatsächlich weitgehend be­
triebene partikulare Gruppenbegünstigungspolitik zu 

. Lasten Dritter kaum erklären können. Aber auch jene 
,,strukturpolitischen“ Erklärungsversuche aus der Gar­
küche der Politischen Ökonomie des Marxismus -  wie 
sie neuerdings mit der Theorie des Staatsmonopolisti­
schen Kapitalismus (Stamokap-Theorie) versucht wer­
den -  liefern eher Zerrbilder statt Abbilder der Wirklich­
keit^.
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